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Die Deutschen zahlen wahr-
scheinlich weltweit die höchsten 
Steuern und Abgaben. Etwa 70 bis 
80 Prozent ihrer Lebensarbeits-
leistung werden ihnen genommen. 

In der Verfassungsurkunde von 
1871 hieß es noch im einleitenden 
Satz, daß ein ewiger Bund zum 
Schutze des Bundesgebietes und des 
innerhalb desselben gültigen 
Rechtes, sowie zur Pflege der 
Wohlfahrt des deutschen Volkes 
geschlossen wird.

Derlei sucht man heute 
vergebens. Wohlfahrt gibt es in und 
außerhalb Deutschlands – durch 
eine deutschfeindliche Regierung 
verordnet und vom deutschen 
Steuerzahler finanziert – für alle 
Völker dieser Welt. Nur für das 
deutsche nicht. 

Möglich ist dieser Betrug nur 
aufgrund der fehlenden Souveränität 
der Deutschen, womit auch meine 
dritte WahlkreisPost wieder dieses 
brisante Thema aufgreift.

Wofür der 
Steuerbürger alles 
zahlen muss …

Reden wir Klartext:

Wissen Sie, wofür das links-grüne 
Selbstversorger-Netzwerk die von 
fleißigen Deutschen eingezogenen   
Steuergelder ausgibt?

Peter Boehringer hat in seiner 
Schlussrede im September zur 
Ersten Lesung des Bundeshaushalts 

2024 einige Beispiele zusammen-
gefasst:

Mit deutschem Steuergeld 
werden u.a. finanziert:
– Tausende NGOs in aller Welt, deren 
Namen Sie nie gehört haben.
– „Hallo Kongo e.V.“, Gewächshäuser 
in China, indigene Schulen in 
Mittelamerika, der „Verein Kamer-
unischer Ingenieure“, ein Diabetes-
Ratgeber in Eritrea, Maultiere in 
Haiti.
– Die „Förderung guter Regierungs-
führung durch Kunst“ in arabischen 
Ländern und naturwissenschaft-
liche MINT-Schulen in Indien.
– Die „Förderung kritischen Denkens 
in Malaysia“ und die „Unterstützung 
von change agents“ in Afrika.
– Schleusungshilfe für illegale 
Migranten aus aller Welt und deren 
Klagen gegen Deutschland, sogar im 
Ausland.
– Die „Förderung der Impfstoff-
produktion“ im Senegal mit rund 30 
Millionen Euro.
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– Milliarden Euros für nicht 
benötigte Masken und deren  Ver-
nichtung.
– Weitere Milliarden Euro für 
experimentelle Corona-mRNA-Impf-
stoffe und deren Vernichtung, weil 
sie niemand will.
– Millionen Euro an die impf-
besessene nichtlegitimierte Weltnot-
stands-Regierung der WHO. Impf-
schaden-Opfer zahlen sogar einen 
unbezifferbaren Preis mit ihrer 
Gesundheit!
– Tatsächlich zahlen sie auch 
Steuern für „gendergerechtes 
Munitionsmanagement“ in meh-
reren Ländern – was auch immer 
das sein soll.
– Für Ausbildungs- und Waffen-
unterstützung ausländischer Streit-
kräfte außerhalb des Verteidigungs-
etats.
– Für ein Programm „Strengthening 
the Rule of Law in the Maldives“.
– Für ein Programm „Women in 
Politics Training“ in einem Südsee-
Kleinstaat.
– Für die „Stärkung von religiösen 
Führungskapazitäten“ in einem 
inzwischen fast islamisierten 
afrikanischen Staat ... 

Sie ahnen es? Die Liste ließe 
sich über alle Seiten meiner 
Wahlkreis-Post fortsetzen.
Jede der vorgenannten Steuer-
verschwendungen ist eine Wirkung, 
gegen die anzugehen letzlich nicht 
zielführend ist, da zwischenzeitlich 
neue Wirkungen entstehen oder 
künstlich geschaffen werden.

Wenn die Deutschen zukünftig 
wieder selbst entscheiden wollen, 
wofür die geleisteten Steuer-
zahlungen eingesetzt werden oder 
wen sie militärisch unterstützen 
wollen, müssen sie die Ursache 
beseitigen – die fehlende 
Souveränität Deutschlands.

von
Jörg Dornau, MdL
Landwirtschaftspolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion im
Sächsischen Landtag

Im kommenden Jahr stehen in 
vielen Bundesländern Kommunal-
wahlen auf dem Programm – so 
auch in Sachsen.  Am 9. Juni 2024 
– also 11 Wochen vor der 
richtungsweisenden Landtagswahl 
(lesen Sie dazu bitte auch auf Seite 3 
dieser Zeitung den Artikel unseres 
Landesvorsitzenden Jörg Urban) – 
werden mehr als drei Millionen 
Wahlberechtige über die Besetzung 
von Kreistagen, Stadt-, Gemeinde- 
und Ortschaftsräten entscheiden.

Kommune – das ist viel mehr 
als nur eine Verwaltungseinheit! 
Kommune – das sind wir alle! 
„Kommune“ bedeutet ursprünglich 
„Gemeinschaft“, also die Familie, das 
Dorf, die Stadt. Dies sind die wahren 
Lern- und Lebensräume für Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene. Hier 
lernt der junge Mensch, worauf es 
im Leben ankommt, wie man 
gemeinsam mit anderen sein Leben 
gestaltet und Verantwortung über-
nimmt. Sie sind unsere Heimat, 
unser Zuhause.

Kommunalpolitik ist also nicht 
etwa nur „kleine Politik“, sondern sie 
ist vor allem gelebter Lokal-
patriotismus, Engagement und 
Verantwortung. Deshalb ist es ein 
kostbares Gut und deshalb müssen 
wir dafür aktiv werden!

Sie ist aber auch das Rückgrat 
unserer Partei und der Kraftstoff für 
ihren zukünftigen Weg. Sicher 
werden auch hierbei die Altparteien 
und deren Vertreter versuchen, 
unseren Kandidaten Knüppel 
zwischen die Beine zu werfen. Doch 
nicht nur die Altparteien „glänzen“ 
durch undemokratisches Handeln: 
Mit allen Tricks will z.B. Grimmas 
Oberbürgermeister Berger zu Werke 
gehen, um sich eine ihm genehme 
Stadtratsmehrheit zu schaffen. 
Obwohl er in seiner Funktion als 

Oberbürgermeister per se im Stadtrat 
sitzt, will er – seine Popularität 
nutzend – zur Stadtratswahl 
antreten. Da er selbst dieses 
zusätzliche Mandat niemals 
ausüben dürfte, will er somit einen 
Nachrücker seiner Wählergemein-
schaft zu einem Sitz im Stadtrat 
verhelfen. So sieht Betrug am 
Wähler in der Praxis aus.

Das soll uns bewusst sein, uns 
aber nicht entmutigen, sondern wir 
wollen umso entschlossener 
handeln! Unsere AfD ist bereits in 
den sächsischen Kommunalparla-
menten stark vertreten, doch nach 
zehn Jahren erfolgreicher Partei-
geschichte sind wir – zur Rettung 
unserer Heimat – bereit für mehr. 

Unser Ziel sollte darin bestehen, 
den Weg von der von oben 
verordneten „Kommunalen Selbst-
verwaltung“ – also der Verwaltung 
des durch die neueste Welle der 
unkontrollierten Masseneinwan-
derung noch größer gewordenen 
finanziellen Elends – hin zur  Kom-
munalen Selbstbestimmung anzu-
steuern. Denn das Grundgesetz 
gewährt den Gemeinden das Recht 
„alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft (…) in eigener Verant-
wortung zu regeln“. Bereit für mehr: 
das heißt auch, noch mehr enga-
gierte Parteimitglieder und verant-
wortungsbewusste Bürger, die 
unserer Programmatik nahestehen, 
zu gewinnen!

Ich lade Sie, verehrte Leser, dazu 
ein, diesen Weg mit uns zu gehen! 
Gestalten Sie aktiv unsere gemein-
same Zukunft mit! 

von
Jörg Dornau, MdL
Landwirtschaftspolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion im
Sächsischen Landtag

BÜRGER AN DIE MACHT – 
DA, WO WIR SIND!
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Noch nie in ihrer fast 75 Jahre 
währenden Geschichte hatte die 
Bundesrepublik Deutschland eine so 
unbeliebte Regierung wie die 
derzeitige. So misstrauen laut 
„DeutschlandTrend“ der ARD 80 % 
der Deutschen grundsätzlich der 
Ampel-regierung in Berlin bzw. 
haben das Vertrauen in sie verloren. 

Und wie steht es, ein Jahr vor 
der Landtagswahl, in Sachsen? Die 
Augustumfrage des Marktforsch-
ungsinstitutes INSA erbrachte, dass 
die Regierungsparteien – also CDU, 
SPD und GRÜNE – zusammen nur 
noch auf 42 % der Wählerstimmen 
kommen. Besonders erwähnenswert 
ist dabei die Tatsache, dass sowohl 
SPD als auch GRÜNE mit sieben bzw. 
sechs Prozent nur knapp über die 
Fünf-Prozent-Hürde liegen.

Schlappe sechs Prozent also für 
jene Partei, die im Land maßgeblich 
den Ton angibt! Klarer Wahlsieger 
wäre demnach die AfD, welche mit 
35% die CDU (29%) auf Rang zwei 
verwiese.

Wollte sich die sächsische CDU 
im Angesicht dieser Zahlen – und 
eines durchaus möglichen weiteren 
Abrutschens in der Wählergunst - 
weiter hinter der „Brandmauer“ 
verschanzen, müsste sie, um 
weiterhin an der Macht zu bleiben, 

auch die unter dem Namen DIE 
LINKE firmierende Mauerschützen-
partei mit Verbindungen ins links-
extremistische Lager an der Regier-
ung beteiligen. 

Somit wäre das von der SED bis 
zur CDU reichende linke Spektrum 
in Deutschland auch erstmals 
parlamentarisch vereint: als 
„Nationale Front 2.0“, dieses Mal 
unter Führung der CDU! 

Deutschland – und damit auch 
Sachsen – rutscht in die selbst-
verschuldete Rezession. Es zeigt 
gerade dem Rest der Welt, was 
„grüner“ Wohlstand in Wahrheit 
bedeutet: den Absturz in Armut und 
sozialpsychologische Depression, 
Verfall von Bildung, Kultur und 
innerer Sicherheit. 

Besonders verschärft wird dies 
durch die mittlerweile an eine 
Invasion erinnernde Armutszu-
wanderung von unserer Kultur 
fremden Menschen in die Sozial-
systeme. 

Die Politiker der Altparteien 
waren und sind immer noch 
Befürworter dieser Entwicklung. 
Das Fass läuft über. Und die von 
Sachsens Ministerpräsident 
Kretschmer ins Spiel gebrachte 
Asyl-Obergrenze von 200.000 pro 
Jahr ist eben auch Massen-

migration, die sich durch den mehr 
oder weniger geräuschlos statt-
findenden Familiennachzug verviel-
facht.

Kretschmer & Co. tun nun - ein 
Jahr vor der Landtagswahl - so, als 
hätten sie mit den verheerenden 
Folgen dieser Politik nichts zu tun. 
Doch die CDU hat einen ent-
scheidenden Anteil am Niedergang; 
die Stichworte Atomausstieg und 
Grenzöffnung 2015 stehen dafür 
exemplarisch.

Liebe Leser, immer mehr Bürger 
erkennen, dass unser Deutschland, 
unser Sachsen in den Ruin getrieben 
werden. Wir brauchen einen 
politischen Klimawandel. Dirigis-
mus, Verbotspolitik und Realitäts-
verweigerung müssen ein Ende 
haben. Die etablierten Parteien 
haben ihre Chance verpasst. 

Eine echte Agenda für 
Deutschland gibt es nur mit der AfD 
in Regierungsverantwortung.

Fangen wir ab Herbst 2024 in 
Sachsen, Brandenburg und 
Thüringen damit an!

REGIEREN!
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von
Jörg Urban, MdL
AfD-Landesvorsitzender
Sachsen
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In Bosnien-Herzegowina, nur 1,5 
Flugstunden von uns entfernt, ist 
eine Reanimation des Islam nicht 
wegzudiskutieren. In der Presse der 
EU-Länder wird gleichsam 
„differenziert“ und betont, dass dies 
nicht unbedingt mit Fundamenta-
lismus zu verwechseln sei. Doch ist 
die Entwicklung tatsächlich so 
harmlos?

Seit dem blutigen Bürgerkrieg 
in den 1990er Jahren steckt das 
Land einer Sackgasse. Von den etwa 
4,3 Millionen Einheimischen 
wurden 2,3 Millionen vertrieben. 
1995 wurde das Land im Vertrag von 
Dayton in „zwei Entitäten“ gespalten: 
die Serben leben im Norden und im 
Osten in der sog. Serbischen 
Republik, aufgrund der ethnischen 
Säuberungen gibt es hier tatsächlich 
eine überwiegende serbische 
Mehrheit. Der Rest dagegen wurde 
in zehn Kantone aufgeteilt, wo die 
Muslime und die Kroaten 
gemeinsam leben müssen. Beide 
Entitäten haben eigene Regierungen 
und Polizei, die 10 Kantone haben 
sogar jeweils eigene Kranken-

versicherungen. Die EU will diese 
Konstruktion mit allen Mitteln 
aufrechterhalten, weil es dazu keine 
Alternative gebe. Der Rat der EU 
verlängerte deshalb am 18. März 
2022 „angesichts der Lage“ in 
Bosnien-Herzegowina seine 
Sanktionsregelung um weitere zwei 
Jahre. Er „bedauert zutiefst die 
anhaltende politische Krise in dem 
Land“ und fordert die politische 
Führung des Landes auf, sich 
„erneut auf die Umsetzung der 
Reformen zu konzentrieren, die für 
das Vorankommen auf dem Weg in 
die EU erforderlich sind, ein-
schließlich der Verfassungs- und 
Wahlrechtsreform und im Bereich 
der Rechtsstaatlichkeit“. Doch 
Korruption und Misswirtschaft mit 
europäischen Fördergeldern ist 
nicht das einzige Problem. 

Überall entstehen neue 
Moscheen und Minarette, deren 
Finanzierung auf muslimische 
Länder zurückgehen. Die Fahd-
Moschee in Sarajewo etwa hat die 
Größe eines Fußballfeldes. Sie wurde 
vom saudischen Königshaus 

gestiftet, um das Wahhabitentum zu 
stärken. Tatsächlich existieren 
inzwischen wahabitische Dörfer wie 
Gornja Maoca, wo die funda-
mentalistische Richtung des Islam 
gelebt wird. Expertenschätzungen 
zufolge zählen sich in Bosnien 
mindestens 20.000 von den 1,8 
Millionen Moslems zu den 
Salafisten. Die Straßenschilder in der 
Hauptstadt sind sogar in der Farbe 
des Propheten gestaltet. In der 
Kleinstadt Mostar mit der 
berühmten Steinbrücke sind zahl-
reiche Konsulate muslimischer 
Länder präsent, ein Flughafen 
verbindet die Bevölkerung mit den 
Glaubensbrüdern in der großen 
weiten Welt und ebenfalls mit 
ausländischen Geldern errichtete 
Museen stellen den Leidensweg der 
„Muslimani“ als Opfergruppe eines 
„Genozids“ dar. Im orientalisch 
gestalteten Innenstadtbasar kann 
man aus alten Patronen hergestellte 
Kugelschreiber oder nicht 
funktionstüchtige Handgranate 
käuflich erwerben. Bakir 
Izetbegovic, Präsident der Partei der 

EUROPÄISCHER ISLAM?
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Demokratischen Aktion (SDA), bat 
vor wenigen Wochen die arabischen 
Länder um gesteigerte 
Unterstützung. Dem Fernsehsender 
Al Arabiya erklärte der Politiker, 
Serbien und „der Westen“ seien ver-
 antwortlich für die Agonie in 
Bosnien, die letztlich nur die Rolle 
der Muslime zurückdrängen 
wollten. Die so verwahrloste 
islamische Bevölkerung Bosniens 
habe nur noch eine Rettung: die 
Solidarität der Umma, der 
Gemeinschaft aller Muslime auf der 
Welt. Pikant ist diese Positionierung, 
weil der Politiker der Sohn des 
„Staatsgründers“ Alija Izetbegovic 
ist, der während des jugoslawischen 
Bürgerkrieges Waffen, Gelder und 
tausende Glaubenskrieger aus dem 
Iran, Pakistan und Saudi-Arabien 
ins Land brachte, die nach 1995 auch 
im Land blieben. 

Noch ist Bosnien kein „Haus des 
Friedens“, also kein homogenes 
islamisches Land, aber auch kein 
„Haus des Krieges“, also ohne 
islamische Bevölkerung. Es ist noch 
ein „Haus des Vertrages“, ein Land 
mit freundschaftlichen Beziehungen 
zu den islamischen Ländern. Doch 
1991 machten die Kroaten 17,6% der 
Gesamtbevölkerung aus und die 
Muslime 42,8%. Heute zählt das Land 
etwa 3,2 Millionen Einwohner, der 
Anteil der Muslime wuchs auf über 
50% und der der Kroaten ging auf 15% 
zurück – Tendenz eindeutig. Der 
Anteil der Muslime in Sarajewo 
wuchs von 50% vor 1991 auf 
gegenwärtig 75% .

Im Mai 2022 besuchte Charles 
Michel, Präsident des Europäischen 
Rates Bosnien, um den Beitritts-
optionen neuen Schwung zu 
verleihen. Tatsächlich empfahl die 
EU-Kommission am 12. Oktober 
2022, dem Land den Beitritts-
kandidatenstatus zu verleihen … 

von
Franz Tonach
Deutscher, Patriot und
Europäer

FT

Sehr geehrter Herr Präsident, werte 
Kollegen, ich möchte auf ein Thema 
aufmerksam machen, welches in 
den deutschen Systemmedien kaum 
Beachtung fand. (…) 

Im Zuge des Ukraine-Krieges 
wurde ein Getreideabkommen 
zwischen der Russischen Föderation 
und der Ukraine ausgehandelt. Ziel 
war der sichere Export von land-
wirtschaftlichen Gütern in Dritt-
länder, um eine drohende Hunger-
krise in den armen Regionen Afrikas 
zu verhindern. Richtig und wichtig!

Was ist daraus geworden? Die 
Getreidepreise in Polen sackten 
schlagartig um 40 Prozent runter 
und kein Ende war in Sicht. Die 
polnischen Bauern gingen auf die 
Barrikaden, der Landwirtschafts-
minister trat zurück und der Import 
von ukrainischem Getreide wurde 
gestoppt. 

Mittlerweile wurde der Import 
unter der Bedingung wieder auf-
genommen, dass kein Korn mehr in 
Polen bleiben darf. Damit scheint 
das Problem gelöst zu sein – aber 
nur für Polen – denn die Markt-
verzerrung hat sich nun in die 
Nachbarländer verlagert. Der Preis-
verfall kommt gerade in Deutsch-
land an und hier in Sachsen zuerst. 
(…) Klingt nicht dramatisch genug? 

Werte Abgeordnete, der 
Getreideanbau ist nun einmal die 
wichtigste Einnahmequelle für die 
polnischen Bauern. Sie können es 

sich nicht leisten, dass Teile des 
Einkommens wegbrechen. (…) Die 
Bauern müssen davon Saatgut, 
Diesel, Pflanzenschutz kaufen, sonst 
haben sie im Folgejahr keine Ernte 
und kein Einkommen und dann ist 
der Betrieb tot.

Die Sächsische Staatsregierung 
hat offensichtlich auch hier größere 
Probleme, derlei Zusammenhänge 
zu verstehen!

Aus der Stellungnahme (der 
sächsischen Staatsregierung) zu 
unserem Antrag lässt sich ent-
nehmen: Die Preise seien relativ 
stabil, der Import aus der Ukraine sei 
kaum gestiegen und deswegen seien 
auch keine relevanten Aus-
wirkungen zu erwarten. Außerdem 
sei man nicht zuständig. Das müsse, 
wenn überhaupt, die EU regeln. (…) 
Das Problem wurde von Ihrer 
Staatsregierung – Herr Kretschmer 
– einfach nicht erkannt, und 
bewusst heruntergespielt. (…) Dass 
die Staatsregierung hier nicht direkt 
zuständig ist, ist uns klar. Deswegen 
ist unsere Forderung: Die 
Staatsregierung soll sich auf 
Bundes- und EU-Ebene für die 
Aussetzung von steuer- und 
zollfreien Importen von Agrargütern 
aus der Ukraine einsetzen.

WIR MÜSSEN UNSERE SÄCHSISCHEN 
BAUERN SCHÜTZEN!
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Auszüge aus einer Rede im 
Sächsischen Landtag von
Jörg Dornau, MdL
Landwirtschaftspolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion 
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Es ist, als wäre viel vernachlässigt 
worden in der Verteidigung unseres 
Vaterlandes. Wir haben uns bisher 
nicht darum gekümmert und sind 
unserer Arbeit nachgegangen; die 
Ereignisse der letzten Zeit machen 
uns aber Sorgen.

Ich habe eine Schusterwerkstatt 
auf dem Platz vor dem kaiserlichen 
Palast. Kaum öffne ich in der 
Morgendämmerung meinen Laden, 
sehe ich schon die Eingänge aller 
hier einlaufenden Gassen von 
Bewaffneten besetzt. Es sind aber 
nicht unsere Soldaten, sondern 
offenbar Nomaden aus dem Norden. 
Auf eine mir unbegreifliche Weise 
sind sie bis in die Hauptstadt 
gedrungen, die doch sehr weit von 
der Grenze entfernt ist. jedenfalls 
sind sie also da; es scheint, daß es 
jeden Morgen mehr werden.

Ihrer Natur entsprechend lagern 
sie unter freiem Himmel, denn 
Wohnhäuser verabscheuen sie. Sie 
beschäftigen sich mit dem Schärfen 
der Schwerter, dem Zuspitzen der 
Pfeile, mit Übungen zu Pferde. Aus 
diesem stillen, immer ängstlich rein 
gehaltenen Platz haben sie einen 
wahren Stall gemacht. Wir 
versuchen zwar manchmal aus 
unseren Geschäften hervorzulaufen 
und wenigstens den ärgsten Unrat 
wegzuschaffen, aber es geschieht 
immer seltener, denn die Anstreng-
ung ist nutzlos und bringt uns 
überdies in die Gefahr, unter die 
wilden Pferde zu kommen oder von 
den Peitschen verletzt zu werden.
Sprechen kann man mit den 
Nomaden nicht. Unsere Sprache 
kennen sie nicht, ja sie haben kaum 
eine eigene. Untereinander verstän-
digen sie sich ähnlich wie Dohlen. 
Immer wieder hört man diesen 
Schrei der Dohlen. Unsere Lebens-
weise, unsere Einrichtungen sind 
ihnen ebenso unbegreiflich wie 
gleichgültig. Infolgedessen zeigen 
sie sich auch gegen jede Zeichen-
sprache ablehnend. Du magst dir die 
Kiefer verrenken und die Hände aus 

den Gelenken winden, sie haben 
dich doch nicht verstanden und 
werden dich nie verstehen. Oft 
machen sie Grimassen; dann dreht 
sich das Weiß ihrer Augen und 
Schaum schwillt aus ihrem Munde, 
doch wollen sie damit weder etwas 
sagen noch auch erschrecken; sie 
tun es, weil es so ihre Art ist. Was sie 
brauchen, nehmen sie. Man kann 
nicht sagen, daß sie Gewalt 
anwenden. Vor ihrem Zugriff tritt 
man beiseite und überläßt ihnen 
alles.

Auch von meinen Vorräten 
haben sie manches gute Stück 
genommen. Ich kann aber darüber 
nicht klagen, wenn ich zum Beispiel 
zusehe, wie es dem Fleischer 
gegenüber geht. Kaum bringt er 
seine Waren ein, ist ihm schon alles 
entrissen und wird von den 
Nomaden verschlungen. Auch ihre 
Pferde fressen Fleisch; oft liegt ein 
Reiter neben seinem Pferd und beide 
nähren sich vom gleichen 
Fleischstück, jeder an einem Ende. 
Der Fleischhauer ist ängstlich und 
wagt es nicht, mit den Fleisch-
lieferungen aufzuhören. Wir ver-
stehen das aber, schießen Geld 
zusammen und unterstützen ihn. 
Bekämen die Nomaden kein Fleisch, 
wer weiß, was ihnen zu tun einfiele; 
wer weiß allerdings, was ihnen 

einfallen wird, selbst wenn sie 
täglich Fleisch bekommen.

Letzthin dachte der Fleischer, er 
könne sich wenigstens die Mühe des 
Schlachtens sparen, und brachte am 
Morgen einen lebendigen Ochsen. 
Das darf er nicht mehr wiederholen. 
Ich lag wohl eine Stunde ganz 
hinten in meiner Werkstatt platt auf 
dem Boden und alle meine Kleider, 
Decken und Polster hatte ich über 
mir aufgehäuft, nur um das Gebrüll 
des Ochsen nicht zu hören, den von 
allen Seiten die Nomaden an-
sprangen, um mit den Zähnen 
Stücke aus seinem warmen Fleisch 
zu reißen. Schon lange war es still 
ehe ich mich auszugehen getraute; 
wie Trinker um ein Weinfaß lagen 
sie müde um die Reste des Ochsen.
Gerade damals glaubte ich den 
Kaiser selbst in einem Fenster des 
Palastes gesehen zu haben; niemals 
sonst kommt er in diese äußeren 
Gemächer, immer nur lebt er in dem 
innersten Garten; diesmal aber stand 
er, so schien es mir wenigstens, an 
einem der Fenster und blickte mit 
gesenktem Kopf auf das Treiben vor 
seinem Schloß.

»Wie wird es werden?« fragen 
wir uns alle. »Wie lange werden wir 
diese Last und Qual ertragen? Der 
kaiserliche Palast hat die Nomaden 
angelockt, versteht es aber nicht, sie 
wieder zu vertreiben. Das Tor bleibt 
verschlossen; die Wache, früher 
immer festlich ein- und aus-
marschierend, hält sich hinter 
vergitterten Fenstern. Uns Hand-
werkern und Geschäftsleuten ist die 
Rettung des Vaterlandes anvertraut; 
wir sind aber einer solchen Aufgabe 
nicht gewachsen; haben uns doch 
auch nie gerühmt, dessen fähig zu 
sein. Ein Mißverständnis ist es; und 
wir gehen daran zugrunde.«
 

FRANZ KAFKA: EIN ALTES BLATT.
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Die Erzählungen. 
Originalfassung. 
Herausgegeben von Roger 
Hermes. Fischer Verlag, 1997, 
ISBN 3-596-13270-3

FK
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Mit Blick auf drei Elbschlösser 
befindet sich am Dresdner Käthe-
Kollwitz-Ufer 88 eine 
hochherrschaftliche Gründerzeit-
villa. Dort residiert als Hausherr seit 
14. September 2022 der Präsident des 
Sächsischen Landkreistages und 
Landrat des Landkreises Leipzig, 
Henry Graichen.

Dieser hierzulande nahezu 
unbekannte Verein beschäftigt eine 
Reihe hochdotierter Mitarbeiter, 
darunter 1 Geschäftsführer, 3 Sekre-
tärinnen, 5 Dezernenten, 1 Sach-
bearbeiter, 1 Kraftfahrer und 1 Haus-
meister. Zusätzlich unterhält dieser 
Verein noch ein Sekretariat bei der 
EU in Brüssel.

Die Personal- und Sachkosten 
dieser obskuren Institution werden 
über jährliche Zwangsabgaben in 
Millionenhöhe von allen säch-
sischen Kreishaushalten einge-
zogen. Hier werden also seit Jahren 
Steuergelder für eine Art privaten 
Verein verpulvert. Ein messbarer 

Nutzen für die sächsischen 
Landkreiseinwohner ist dabei nicht 
erkennbar. Ab und an gibt es 
harmlos bis inhaltsleer formulierte 
Pressemitteilungen aus diesem 
Haus, die jüngste datiert vom 5. Mai 
2023.

Mitglieder dieses elitären, 
öffentlichkeitsscheuen und steuer-
geldvernichtenden „Kollektivs“ sind 
alle 10 (8 davon CDU) sächsischen 
Landräte, 3 privilegierte Ehren-
präsidenten (alle CDU) und die 
Verbandsdirektorin des Kommu-
nalen Sozialverbandes Christin 
Wölk.

Es wird Zeit, diesem sog. 
Sächsischen Landkreistag die 
Zwangsgebühren zu verweigern und 
diesem Verein damit ein 
berechtigtes Ende zu bereiten!

LANDRAT GRAICHEN (CDU) VERPULVERT 
ALS „PRÄSIDENT“ JÄHRLICH 

STEUERMILLIONEN DER SACHSEN.
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von
Gero Silesius

GS

Im Landkreis Leipzig weiß innerhalb 
des CDU-Kreisverbandes „die Linke“ 
offenbar nicht, was „der Rechte“ will.

In seiner jüngsten politischen 
Erklärung in der Lokalausgabe der 
Leipziger Volkszeitung forderte der 
CDU-Kreisvorsitzende Georg-Ludwig 
Bernhard Alfred-Friedrich von 
Breitenbuch u.a. den Ersatz von 
Geldleistungen für Asylbewerber 
durch Sachleistungen. 

Herr von Breitenbuch scheint 
nicht zu wissen, dass die CDU-
Kreistagsfraktion bereits mehr-
fachen Anträgen der AfD im 
Kreistag, solche Geldleistungen 
durch Sachleistungen zu ersetzen, 
mehrheitlich die Zustimmung 
verweigerte und in gelerntem 
Schulterschluss mit den links-
grünen Fraktionen für den Beibehalt 
von Geldleistungen stimmte?

2008 positionierte sich die CDU-
Kreistagsfraktion noh anders. Ihr 
Fraktionsvorsitzender Fritz Mitten-
zwei begründete die Ablehnung von 
Geldleistungen mit der erwiesenen 
Weitergabe solcher Geldleistungen 
„an Terroristen“. Die Geldüber-
weisungen der Asylanten in ihre 
Heimatländer haben sich seit 2015 
mehr als verdoppelt - 2022 waren es 
laut Bundesregierung mehr als 20 
Milliarden €.

Der AfD-Fraktion im Kreistag ist 
die Brisanz bewusst. Sie wird dem-
nächst den Antrag „Sachleistungen 
statt Geldleistungen“ wieder ein-
bringen. Am Abstimmungsergebnis 
wird der mündige Bürger dann 
sehen, welche Widersprüche zwi-
schen der CDU-Kreistagsfraktion 
und den öffentlichen Erklärungen 
ihres Vorsitzenden bestehen.

von
Gero Silesius

GS

UNWISSENHEIT 
IM CDU-

KREISVERBAND.
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Am 28. Oktober wurden durch den 
AfD-Kreisverband vier kompetente 
Kandidaten für die Wahl zum 
Sächsischen Landtag am 1. Sep-
tember 2024 aufgestellt, die sich 
bislang nicht nur in unserer Partei, 
sondern auch in kommunalen 
Parlamenten bewiesen haben. Sie 
bringen hervorragende Berufs- und 
Lebenserfahrung mit, was für die 
Ausübung eines Landtagsmandates 
unabdingbar ist. Von allen vier 
Kandidaten sind wir überzeugt, dass 
sie konsequent für die Interessen der 

Bürger im Landkreis Leipzig 
eintreten werden. Ein Allein-
stellungsmerkmal der AfD 
gegenüber anderen politischen 
Akteuren ist zum Beispiel die 
unverhandelbare Forderung zum 
Stopp der illegalen Einwanderung, 
der Stopp der Zerstörung unserer 
Landschaft mit Wind- und Solar-
anlagen und der Stopp der zur 
Verarmung und Deindustrialisier-
ung führenden „Energiewende“.   

Unser erklärtes Ziel ist es, 
stärkste Kraft in allen vier Wahl-
kreisen zu werden und dement-
sprechend werden wir unseren 
Wahlkampf gestalten!.

Doch zuvor legen wir unser 
Augenmerk auf die Kommunalwahl, 
die am 9. Juni 2024 stattfindet. 
Unsere junge Partei hat in den 10 
Jahren ihres Bestehens schon viel 
für Deutschland erreicht. Außer dem 
Bundestag und fast allen Landes-

parlamenten sind wir auch stark in 
den Kreistagen sowie den Stadt- und 
Gemeinderäten vertreten. Werden 
auch Sie aktiv! Als Stadtrat! Als 
Kreisrat! Für die Interessen unsers 
Volkes! Gemeinsam können wir 
endlich die politische Wende 
herbeiführen. Damit diejenigen, die 
mit ihrer Hände Arbeit unser Land 
aufgebaut haben sowie unsere 
Kinder und Enkel, auch in Zukunft 
Wohlstand, Sicherheit und Heimat 
erleben dürfen.

UNSERE DIREKTKANDIDATEN IM LANDKREIS LEIPZIG
FÜR DEN SÄCHSISCHEN LANDTAG.

von
Jörg Dornau, MdL
Landwirtschaftspolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion im
Sächsischen Landtag
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